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Das neue Datenschutzrecht - Was Unternehmen künftig zu beachten haben
Ab 25. Mai 2018 gelten in allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union 
neue Datenschutzregeln. Mit der Re-
form soll sichergestellt werden, dass 
in allen Mitgliedsstaaten derselbe 
Datenschutzstandard besteht. Da in 
Deutschland bereits hohe Anforde-
rungen an den Datenschutz gelten, 
führen die neuen Vorschriften zwar 
zu zahlreichen formellen Änderun-
gen. Eine inhaltliche Verschärfung 
der Anforderungen geht mit der Re-
form jedoch insgesamt nicht einher.

Alle Unternehmen müssen sicherstel-
len, dass sie bis zum 25. Mai 2018 
die erforderlichen Anpassungen vor-
nehmen. Der vorliegende Beitrag 
thematisiert einige der für die Praxis 
wichtigsten Aspekte und Fragen. Er 
basiert auf dem für die Mitgliedsbe-
triebe der Innung erstellten umfas-
senden Leitfaden, soll diesen aber 
nicht ersetzen. Er soll einen Überblick 
über ggf. noch zu veranlassende 
Maßnahmen bieten und einige Fra-
gestellungen transparenter machen.

Die DS-GVO (Datenschutz-Grund-
verordnung) gilt für die ganz oder 
teilweise automatische Verarbeitung 
personenbezogener Daten sowie für 
die nicht automatisierte Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die in ei-
nem Dateisystem gespeichert sind 
oder gespeichert werden sollen.

Sofern also eine elektronische Daten-
verarbeitung, auch wenn sie nur aus 
einem PC besteht, oder ein nach be-
stimmten Kriterien geordnetes Kartei-
system (das können auch Karteikar-
ten aus Papier sein) im Einsatz ist, ist 
der sogn. „sachliche Anwendungsbe-
reich“ der DSGVO eröffnet.

Verarbeiten ist dabei ein umfassender 
Begriff für den Umgang mit personen-
bezogenen Daten. Er umfasst das 
Erheben (Daten beschaffen, sam-
meln), Speichern, Ändern (Berichti-
gung einer E-Mail-Adresse), Nutzen 
(Abfrage starten), Übermitteln (durch 
Weitergabe von Daten oder auch 
„reinschauen“ lassen), Verknüpfen 
(mit anderen Daten) oder Löschen 

(einschließlich Vernichten eines Da-
tenträgers).

Viele Unternehmer sind von den An-
forderungen der DS-GVO zunächst 
erschlagen. Sie wissen nicht, was die 
DS-GVO nun konkret für sie und ihr 
Unternehmen bedeutet und wo sie 
am besten anfangen sollen. Zudem 
sorgen die Medienberichte der ver-
gangenen Wochen und Monate für 
zusätzliche Verwirrung, zumal im Zu-
sammenhang mit den vorgesehenen 
Bußgeldern bei Verstößen.

Eine einheitliche Empfehlung, die auf 
die Unternehmen anzuwenden ist, 
gibt es nicht, allerdings hat sich für 
die Umsetzung der neuen gesetzli-
chen Anforderungen in den meisten 
Fällen folgende Herangehensweise 
bewährt:

1. Bewußtmachen auf Ebene der 
Unternehmensleitung, dass Da-
tenschutz Chefsache und nicht 
für umsonst zu haben ist.

2. Erwerb eines – aus datenschutz-
rechtlicher Sicht –Überblicks 
(Verzeichnis von Verarbeitungs-
tätigkeiten) über Abläufe, Prozes-
se und Verantwortlichkeiten im 
Unternehmen.

3. Überprüfung, ob zur Erfüllung 
von Aufgaben andere Unterneh-
men (Auftragsdatenverarbeiter) 
eingeschaltet sind und falls ja, ob 
mit diesen für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten erfor-
derlichen Verträge abgeschlos-
sen wurden.

4. Klarheit darüber herstellen, dass 
Mitarbeiter, Lieferanten, Kunden 
oder Interessenten, deren Daten 
erhoben und gespeichert wurden, 
sogenannte Betroffenenrechte 
(z. B. auf Auskunft, Berichtigung 
usw.) geltend machen können. 
Diese muss man in kurzer Zeit 
vollständig und richtig erfüllen 
können.

5. Prüfung, ob die Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die 
im Unternehmen praktiziert wird, 
datenschutzrechtlich zulässig ist 
und ob man diese Zulässigkeit 
der Verarbeitung auch nachwei-
sen kann.

6. Prüfung, ob die Verpfl ichtung zur 
Bestellung eines Datenschutzbe-
auftragten besteht.

Eine Datennutzung ist nur zulässig, 
wenn eine gesetzliche Vorschrift sie 
erlaubt oder derjenige, dessen Daten 
verarbeitet werden sollen, in die Nut-
zung von Daten einwilligt.

Vorschriften, die eine Datennutzung 
erlauben, fi nden sich hauptsächlich 
in Artikel 6 der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO). 

Diese Regelungen werden durch 
die §§ 22, 24, 26 des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG) ergänzt. Ge-
mäß Art. 6 DSGVO ist eine Datenver-
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arbeitung ohne Einwilligung zulässig, 
wenn 

•	 die Verarbeitung zur Erfüllung ei-
nes Vertrags erforderlich ist (z.B. 
Adresse des Kunden, um den 
Auftrag (z. B. Anlieferung oder 
Abholung von Gut oder Personen 
ausführen zu können).

•	 zur Durchführung vorvertragli-
cher Maßnahmen erforderlich ist 
(z.B. E-Mail-Adresse, um dem 
Kunden nach seinem Wunsch 
einen Kostenvoranschlag (z. B. 
Umzugsangebot, Transportanfra-
ge oder Reiseanfrage senden zu 
können).

•	 zur Wahrung berechtigter Inter-
essen des Unternehmens oder 
eines Dritten erforderlich ist und 
die Interessen der betroffenen 
Person nicht überwiegen (z.B. die 
Auswertung der Kundendatei, um 
bestimmte Kunden zielgerichtet 
mit Werbung anzusprechen).

Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten von Arbeitnehmern konkre-
tisiert § 26 BDSG. Hiernach ist eine 
Verarbeitung zulässig, wenn es 

•	 zur Begründung, Durchführung 
oder Beendigung eines Beschäf-
tigungsverhältnisses erforderlich 
ist (z.B. Speicherung von Lohn-
unterlagen und Krankheitstagen).

•	 zur Ausübung der Interessens-
vertretung der Beschäftigten er-
forderlich ist 

Eine Datennutzung ist – wie bereits 
ausgeführt - nur zulässig, wenn eine 
gesetzliche Vorschrift sie erlaubt oder 
derjenige, dessen Daten verarbeitet 
werden sollen, in die Datennutzung 
einwilligt.

Eine rechtmäßige Datennutzung 
setzt deshalb entweder eine gesetz-
liche Erlaubnis oder eine Einwilligung 
des Betroffenen voraus. Damit eine 
Einwilligung wirksam ist, müssen die 
gesetzlichen Anforderungen an eine 
Einwilligungserklärung erfüllt sein. Für 
Unternehmen gelten die Vorschriften 
der Europäischen Datenschutzgrund-

verordnung (Artikel 7 DSGVO), die 
durch das  Bundesdatenschutzgesetz 
(§ 51 BDSG) ergänzt werden.

Eine Einwilligung ist nur dann recht-
mäßig, wenn derjenige, der die Ein-
willigung erklärt, dies freiwillig tut. 
Jede Form von Druck, Zwang oder 
Verpflichtung führt deshalb zur Un-
wirksamkeit der Einwilligung. Eine 
Einwilligung gilt unter anderem bereits 
als unfreiwillig, wenn der Abschluss 
eines Vertrags oder die Erbringung 
einer Leistung von der Abgabe der 
Einwilligungserklärung abhängig ge-
macht wird und der Kunde keine Mög-
lichkeit hat, die Leistung auf andere 
Weise zu erlangen. Die Wirksamkeit 
einer Einwilligung ist nicht vom Alter 
des Einwilligenden abhängig. Inso-
fern spielt es an sich keine Rolle, ob 
es sich um einen Minderjährigen oder 
einen Volljährigen handelt. Für die 
Wirksamkeit der Einwilligung ist allein 
die Einsichtsfähigkeit des Einwilligen-
den in die Tragweite seiner Erklärung 
maßgeblich. Der Einwilligende muss 
erkennen können, welche Folgen die 
Einwilligung für ihn hat. 

Ob Minderjährige diese Einsichtsfä-
higkeit besitzen, kann nicht pauschal 
beurteilt werden, sondern richtet sich 
nach den Umständen des Einzelfalls. 
Da die Einsichtsfähigkeit eines Min-
derjährigen nicht in jedem Fall mit 
abschließender Sicherheit beurteilt 
werden kann, empfiehlt es sich in 
der Praxis, bei Minderjährigen stets 
die Einwilligungserklärung der Erzie-
hungsberechtigten einzuholen. 

Einwilligungen müssen – anders als 
früher – nicht mehr schriftlich erklärt 
werden. Eine mündliche Einwilligung 
ist deshalb in gleicher Weise wirksam. 
Allerdings sollte die Einwilligungser-
klärung allein aus Beweis- und Doku-
mentationsgründen stets in Textform 
eingeholt werden. Die gewählte Form 
der Einwilligung ist zugleich Maßstab 
für den Fall, dass die Einwilligung wi-
derrufen wird. Wurde die Einwilligung 
mündlich erteilt, muss ein mündlich 
erklärter Widerruf akzeptiert werden. 
Die Dokumentation mündlicher Er-
klärungen ist allerdings aufwändig, 
fehleranfällig und für effiziente Be-
triebsabläufe nicht zu empfehlen. 
Die gesetzlichen Vorschriften geben 
klare Mindestanforderungen an Ein-
willigungen vor. Die Angaben müssen 

verständlich und in klarer, einfacher 
Sprache formuliert werden. Sie müs-
sen so konkret und so umfassend 
sein, dass sich der Einwilligende da-
rüber ein Bild machen kann, was mit 
seinen Daten passiert.

Die Einwilligungserklärung ist optisch 
so zu gestalten, dass sie ins Auge 
fällt und vom Einwilligenden wahrge-
nommen wird. Dies ist vor allem dann 
wichtig, wenn die Einwilligungserklä-
rung zusammen mit anderen Informa-
tionen (z.B. Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen) in einem einzigen Text 
vorgelegt wird. Die erforderliche op-
tische Abhebung ist beispielsweise 
durch eine Einrahmung, einen Fett-
druck, eine andere Farbe oder durch 
eine andere Schriftgröße möglich.

Die Einwilligung muss aktiv erklärt 
werden und sollte durch eine eindeu-
tige bestätigende Handlung erfolgen. 

Anforderungen der 
datenschutzrechtlichen 

Einwilligung

Beachte:
Die Datennutzung zur Direktwer-
bung ist zulässig. Allerdings dürfen 
Betroffene der Werbung jederzeit 
widersprechen (Art. 21 Absatz 2 DS-
GVO). Für Werbung per E-Mail ist 
weiterhin eine Einwilligung erfor-
derlich. Soll die datenschutzrecht-
liche Einwilligung gemeinsam mit 
weiteren Erklärungen abgegeben 
werden, so sollte für jede Erklärung 
eine gesonderte Unterzeichnung 
oder ein gesondertes Anklicken 
vorgesehen werden. 

Dies bietet sich allein aus Beweis-
zwecken an. Obwohl die gesetzli-
chen Vorschriften keine zeitliche 
Geltungsdauer vorsehen, wird in 
der Praxis davon ausgegangen, 
dass erklärte Einwilligungen nicht 
unbeschränkt gültig sind. Eine Ein-
willigung kann nur herangezogen 
werden, solange derjenige, der ein-
gewilligt hat, vernünftiger Weise 
mit einer Verarbeitung seiner Daten 
rechnen muss. Dies kann je nach 
Fall unterschiedlich sein. Wer seine 
Einwilligung zum Erhalt von Wer-
bung zu den regelmäßigen Sonder-
aktionen z. B. eines Autovermieters 
erklärt hat, muss nicht damit rech-
nen, dass er nach mehreren Jahren 
erstmals oder erneut Werbung er-
hält.
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Das Datenschutzrecht räumt Perso-
nen, deren Daten von Unternehmen 
genutzt werden, zahlreiche Rechte 
ein. Mithilfe dieser Rechte soll er-
reicht werden, dass diese Betroffenen 
Einfluss auf den Umgang und die Ver-
breitung ihrer Daten haben.

Für Unternehmen, die Daten verar-
beiten, bestehen andererseits gewis-
se Anforderungen an die Datennut-
zung. Wer Daten z.B. seiner Kunden 
und Geschäftspartner nutzen möch-
te, muss diese überwiegend formalen 
Anforderungen erfüllen. Die Pflichten 
von Unternehmen und die Rechte 
von Betroffenen sind in den Artikeln 
12 bis 22 der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) geregelt. Die Vor-
schriften werden durch die §§ 32 bis 
37 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) ergänzt.

Unternehmen, die Daten nutzen, wer-
den vom Gesetz als „Verantwortliche“ 
bezeichnet, weil sie die Datennutzung 
verantworten und für Datenpannen 
einstehen müssen.

Die Pflichten sind im Einzelnen:

Transparenzgebot (Art. 12 DS-
GVO)

Art. 12 regelt den Umgang mit 
Anfragen des Betroffenen und in 
welcher Form Anfragen zu be-
antworten sind. Der Verantwort-
liche hat der betroffenen Person 
sämtliche Informationen und alle 
Mitteilungen auf präzise, trans-
parente, verständliche und leicht 
zugängliche Weise in einer klaren 
und einfachen Sprache unverzüg-
lich zu übermitteln. Obwohl auch 
eine mündliche Information zuläs-
sig ist, ist in der Praxis die Text-
form allein aus Beweisgründen zu 
empfehlen. Hierbei spielt es keine 
Rolle, ob der Text in Papierform 
oder elektronisch übermittelt wird.

Informationspflichten (Art. 13 
und 14 DSGVO)

Art. 13 regelt, welche Informatio-
nen der Verantwortliche dem Be-

troffenen zu erteilen hat, wenn er 
beim Betroffenen Daten erhebt. 
Art. 14 bestimmt die Informations-
pflichten, wenn die Daten nicht 
bei der betroffenen Person selbst, 
sondern bei einem Dritten erho-
ben werden.

Auskunftsrecht (Art. 15 DSGVO)

Betroffene haben das Recht, 
vom datenverarbeitenden Betrieb 
eine Bestätigung zu verlangen, 
ob über sie personenbezogene 
Daten gespeichert sind und ver-
arbeitet werden. Ist das der Fall, 
hat der Betrieb Auskunft über die-
se Daten, deren Herkunft sowie 
weitere Informationen zu erteilen. 
In der Praxis werden solche Aus-
kunftsanfragen i.d.R. von Kunden 
auf Unternehmen. Denkbar wäre 
allerdings auch, dass z. B. Mitar-
beiter Informationen darüber ha-
ben möchten, welche Daten vom 
Unternehmen gespeichert werden 
bzw. wurden und an wen ggf. eine 
Weitergabe ihrer Beschäftigungs-
daten erfolgt ist.

Recht auf Berichtigung (Art. 16 
DSGVO)

Sind personenbezogene Daten 
falsch, nicht mehr aktuell oder 
unvollständig, haben die betrof-
fenen Personen gemäß Art. 16 
ein Recht auf Berichtigung. Der 
verantwortliche Datenverarbeiter 
(das Unternehmen) muss die un-
richtigen oder unvollständigen Da-
ten unverzüglich korrigieren.

Recht auf Löschung (Art. 17 
DSGVO)

Nach Art. 17 haben Betroffene 
das Recht, die Löschung ihrer Da-
ten zu verlangen, wenn einer der 
gesetzlich geregelten Löschungs-
gründe vorliegt. Ein solcher Grund 
liegt vor, wenn:

•	 die Aufbewahrung der Daten 
für den Zweck, zu dem sie ur-
sprünglich erhoben wurden, 
nicht mehr erforderlich ist,

•	 die Daten unrechtmäßig verar-
beitet wurden,

•	 der Betroffene seine Einwilli-
gung für eine weitere Speiche-
rung widerrufen hat.

Selbst wenn einer der vorgenann-
ten Gründe vorliegt, dürfen Daten 
aber nicht gelöscht werden, wenn 
gesetzliche Aufbewahrungsfristen 
bestehen und der Verantwortliche 
damit zur Aufbewahrung verpflich-
tet ist (z.B. bei rentenrelevanten 
Unterlagen von Mitarbeitern oder 
Arbeitszeitaufzeichnungen gemäß 
Mindestlohngesetz oder wenn die-
se für die Lohnabrechnung benö-
tigt wurden).

Anstelle einer Löschung tritt die 
sog. Einschränkung der Verarbei-
tung gemäß § 35 BDSG, wenn die 
Löschung nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich ist und das Interesse des 
Betroffenen an der Löschung als 
gering anzusehen ist.

Recht auf Vergessenwerden 
(Art. 17 DSGVO)

Eine besondere Form des Lö-
schungsanspruchs ist das „Recht 
auf Vergessenwerden“. Dieses 
Recht bezieht sich auf Daten, die 
veröffentlicht wurden und zielt ins-
besondere auf Veröffentlichungen 
im Internet ab. Für die Mitglieds-
betriebe der Innung dürfte dies 
in der Praxis jedoch keine große 
Rolle spielen

Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung (Art. 18 DSGVO)

Mit dem Recht auf Einschränkung 
der Verarbeitung können Betroffe-
ne in bestimmten Fällen erwirken, 
dass der Datenverarbeiter ihre 
Daten sperrt und somit nicht  wei-
ter verarbeiten darf. 

Dies gilt u.a. für den Fall, dass die 
Richtigkeit gespeicherter Daten 
bestritten wird und die Datennut-
zung für die Dauer der Überprü-
fung der Richtigkeit ausgesetzt 
werden soll, die Datenverarbei-
tung unrechtmäßig ist und der 
Betroffene anstatt der Löschung 
die Nutzungseinschränkung be-
vorzugt.

Formelle Pflichten von 
Unternehmen – Ein Überblick

v

v

v

v

v

v

v
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Pflicht zur Datenübertragung 
(Art. 20 DSGVO)

Das Recht auf Datenübertragung 
gibt Betroffenen unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Anspruch, 
eine Kopie der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten in ei-
nem üblichen Dateiformat zu er-
halten (z. B. eine Excel-Tabelle). 
Der Betroffene hat damit das 
Recht, Daten von einem Anbieter 
zu einem anderen „mitzunehmen“. 
Die Regelung soll den Wechsel 
zu einem anderen Anbieter insbe-
sondere bei sozialen Netzwerken 
oder Verträgen mit Energieversor-
gern, Banken und Versicherungen 
erleichtern.

Widerspruchsrecht (Art. 21 DS-
GVO)

Betroffenen steht ein Wider-
spruchsrecht gegen eine Verar-
beitung ihrer Daten zum Zweck 
der Direktwerbung zu. Obwohl die 
Nutzung von Daten zur Direktwer-
bung zulässig ist, können betroffe-
ne Personen hiergegen jederzeit 
und ohne Angabe von Gründen 
widersprechen.

Nach erfolgtem Widerspruch 
dürfen die Daten nicht mehr zur 
Direktwerbung genutzt werden.

Dokumentationspflicht (Art. 30 
DSGVO)

Alle Unternehmen sind verpflich-
tet, sämtliche Verarbeitungspro-
zesse im sogenannten „Verzeich-
nis von Verarbeitungstätigkeiten“ 
zu dokumentieren. Hierdurch soll 
eine Übersicht über die daten-
schutzrelevanten Abläufe im Be-
trieb gegeben werden. Erweist 
sich eine beabsichtigte Datennut-
zung als risikoreich, ist zusätzlich 
eine „Datenschutz-Folgenab-
schätzung“ nach Art. 35 DSGVO 
vorzunehmen.

Informationspflichten bei 
Erhebung personenbezogener

Daten

Personen, deren Daten von einem 
anderen verarbeitet werden, sollen 

im Vorlauf zur Datenverarbeitung in-
formiert werden. Insbesondere sollen 
sie erfahren, welche Daten über sie 
erhoben und zu welchem Zweck sie 
genutzt werden. Um diese Transpa-
renz herzustellen, sind Unternehmen 
verpflichtet, den jeweils betroffenen 
Personen zahlreiche Informationen 
über die beabsichtigte Datennutzung 
zu erteilen.

Welche Informationen dies im Einzel-
nen sind, ist in den Art. 13 und 14 der 
Europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) aufgelistet, die 
durch §§ 32 und 33 des Bundesda-
tenschutzgesetzes (BDSG) ergänzt 
werden.

Bei den Informationspflichten sind 
drei Situationen zu unterscheiden:

•	 Die Daten werden bei der Per-
son, deren Daten verarbeitet 
werden sollen, direkt erhoben. 
(z. B. wenn einer neuer Kunde 
direkt in Kontakt mit einem An-
bieter tritt.)

•	 Die Daten, die verarbeitet wer-
den sollen, werden nicht bei 
der betroffenen Person selbst, 
sondern von einem Dritten er-
hoben. (z. B. bei Aufträgen von 
Paketdienstleistern o. a.) 

Der Datenverarbeiter hat die Daten 
bereits vorliegen und möchte die Da-
ten zu einem anderen Zweck nutzen, 
als zu dem, zu dem sie ursprünglich 
bei der betroffenen Person erhoben 
wurden.(z. B. wenn ein Umzugsunter-
nehmen z. B. noch eine Autovermie-
tung betreibt und den Umzugskunden 
hierfür Werbung zukommen lässt).

Im Fall der Datenerhebung beim Be-
troffenen müssen die Informationen 
im Zeitpunkt der Datenerhebung 
mitgeteilt werden. Werden die Daten 
nicht beim Betroffenen erhoben, muss 
der Verantwortliche die Informationen 
innerhalb einer angemessenen Frist, 
spätestens jedoch nach einem Monat 
erteilen. Bei einer Zweckänderung ist 
der Betroffene vor der Verwendung 
der Daten zum neuen Zweck zu un-
terrichten. 

Die Information des Betroffenen ist 
nicht erforderlich, soweit dieser be-

reits Kenntnis über die einzelnen 
Angaben der Datenverarbeitung hat. 
Werden die Daten bei einem Dritten 
erhoben, darf die Information zudem 
unterbleiben, wenn die Informations-
erteilung unmöglich ist oder einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde.

Neben den Informationspflichten un-
terliegen datenverarbeitende Unter-
nehmen auch breiten Auskunftspflich-
ten gegenüber Betroffenen. Auf diese 
soll im Rahmen des vorliegenden 
Beitrags nicht eingegangen werden, 
detaillierte Informationen sind jedoch 
im Innungsleitfaden enthalten.

Dokumentationspflichten

Alle Unternehmen, die personen-
bezogene Daten verarbeiten, sind 
verpflichtet, sämtliche Verarbei-
tungsprozesse im sogenannten „Ver-
zeichnis von Verarbeitungstätigkei-
ten“ zu dokumentieren. Hierdurch soll 
eine Übersicht über die datenschutz-
relevanten Abläufe im Betrieb gege-
ben werden. Auf Grundlage dieser 
Übersicht sollen sich Betriebsinhaber 
über das Ausmaß und die Intensität 
der betrieblichen Datenverarbeitung 
bewusst werden.

Die Pflicht zur Dokumentation der 
Datenverarbeitungsprozesse sowie 
die konkreten Anforderungen an die 
Dokumentation sind in Artikel 30 der 
Europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) geregelt. 

Danach sind alle Tätigkeiten zu do-
kumentieren, bei denen personen-
bezogene Daten verarbeitet werden. 
Solche Tätigkeiten können in den un-
terschiedlichsten betrieblichen Situ-
ationen vorkommen (z.B. Erstellung 
und Veränderung der Kundendatei, 
Verwaltung der Mitarbeiterakten, Ver-
wendung einer Kamera im Betrieb).

Es sei an dieser Stelle darauf verwie-
sen, dass zwar alle Tätigkeiten doku-
mentiert werden sollen, allerdings nur 
exemplarisch wie z. B. Erstellung und 
Veränderung der Kundendatei. Art. 
30 DS-GVO meint explizit nicht, dass 
jeden Tag alle Vorgänge, in denen 
personenbezogene Daten verarbei-

v

v

v
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tet werden, in dem Verzeichnis von 
Verarbeitungstätigkeiten eingetragen 
werden sollen.

Das Verzeichnis ist nicht öffentlich. 
Es muss also insbesondere betroffe-
nen Personen, wenn diese Einblick in 
die Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten fordern, 
nicht offengelegt werden. 

Es dient neben der eigenen Qua-
litätskontrolle ausschließlich dafür, 
der Aufsichtsbehörde nachzuweisen, 
in welchem Verfahren in dem jewei-
ligen Unternehmen mit personenbe-
zogenen Daten umgegangen wird. 
Es kann auch, wenn es nicht auf  den 
Minimalinhalt beschränkt wird, als 
Nachweis für die Einhaltung weiterer 
Datenschutzvorschriften dienen.

Sind im Betrieb mindestens 10 Perso-
nen angestellt, die ständig mit der au-
tomatisierten Verarbeitung personen-
bezogener Daten beschäftigt sind, ist 
ein DSB zu benennen. 

Als automatisierte Verarbeitung gel-
ten z.B.:

•	 Nutzung digitaler Kundendateien.

•	 Verwendung von Kundendaten 
auf einem Tablet- PC, Smartpho-
ne oder einem anderen mobilen 
Endgerät.

Für mehrere Standorte bzw. Filialen 
kann ein einziger DSB bestellt wer-
den. Hierbei ist zu beachten, dass die 
Anzahl der Filialen nur so hoch sein 
darf, dass der DSB seine Aufgaben in 
jeder Filiale realistisch erfüllen kann.
Wenn das Gesetz für ein Unterneh-
men die Benennung eines DSB nicht 
vorschreibt, sollte überlegt werden, 
ob freiwillig ein DSB benannt wird. 
Dies ist nach dem Gesetz ausdrück-
lich möglich.

Der DSB kann sowohl ein Mitarbeiter 
des Betriebs (interner DSB) oder ein 
außenstehender Dienstleister (exter-
ner DSB) sein. Unabhängig davon, 
ob es sich um einen internen oder 
externen DSB handelt, dürfen nur 

solche Personen bestellt werden, 
die fachliche Qualifikationen auf dem 
Gebiet des Datenschutzes besitzen 
(Datenschutzrecht und IT-Fachwis-
sen) und bei der Aufgabenwahrneh-
mung in keinen Interessenskonflikt 
geraten können (Interessenskonflikte 
bestehen z.B. für Mitglieder der Ge-
schäftsführung, Leiter der EDV oder 
der Personalabteilung, etc., da diese 
Personen für die Datenverarbeitung 
verantwortlich sind und sich als DSB 
selbst kontrollieren würden).

Nach der Bestellung sind jedoch neue 
Informationspflichten zu beachten:

•	 Die Kontaktdaten des DSB (z.B. 
E-Mail-Adresse, Durchwahlnum-
mer, etc.) sind zu veröffentlichen 
(z.B. auf der Webseite des Be-
triebs).

•	 Die Kontaktdaten des DSB sind 
der jeweiligen Landesdaten-
schutzbehörde zu melden.

Wichtig ist, dass nur über die Kon-
taktdaten zu informieren ist. Dies 
umfasst nicht zwingend den Na-
men des DSB.

Sanktionen bei Verstößen

Verstöße gegen den Datenschutz 
können ernsthafte rechtliche Folgen 
nach sich ziehen. Die DS-GVO hat 
die bisher geltenden Regelungen 
deutlich verschärft. Dies gilt sowohl 
im Hinblick auf denkbare Geldbußen 
als auch im Hinblick auf Schadenser-
satz einschließlich Schmerzensgeld. 
Die DS-GVO enthält Bestimmungen 
für Geldbußen und Bestimmungen 
für das Recht auf Schadensersatz 
einschließlich Schmerzensgeld.

Abschließend sei für Mitgliedsbetrie-
be der Innung nochmals ausdrücklich 
auf den Ende März verbandsintern 
veröffentlichten Leitfaden verwiesen, 
der deutlich umfassender, als es der 
vorliegende Beitrag leisten kann, 
informiert und mit Checklisten, For-
mularvorschlägen und Mustern die 
Umsetzung der DS-GVO in der be-
trieblichen Praxis deutlich erweitert. 
Zudem bietet die Wirtschaftsorgani-
sation der Innung, die FGIBB Service 

GmbH im  sowohl im Juni als auch 
im August ein dreitägiges Seminar 
mit Prüfung) zur Qualifikation interner 
DSB an. 

Informationen hierzu sind auf der 
Homepage der FGIBB Service 
GmbH (im Kalender) oder telefo-
nisch (030-2529 5010) erhältlich.

Der betriebliche 
Datenschutzbeauftragte (DSB)

Seminarhinweis

Juni

Freitag, 15. Juni 2018 in der 
Zeit von 12:00 bis 17:00 Uhr

Samstag, 16. Juni 2018 in der 
Zeit von 08:00 bis 16:00 Uhr

Samstag, 23. Juni 2018 in der 
Zeit von 08:00 bis 12:00 Uhr

anschließend Prüfung in der 
Zeit von 12:30 - 13:30 Uhr

August

Mittwoch, 29. August 2018 in 
der Zeit von 08:00 bis 16:00 
Uhr

Donnerstag, 30. August 2018 
in der Zeit von 08:00 bis 16:00 
Uhr

Freitag, 31. August 2018 in 
der Zeit von 08:00 bis 12:00 
Uhr

anschließend Prüfung in der 
Zeit von 12:30 - 13:30 Uhr

Es wird eine Teilnahmegebühr 
in Höhe von 850,00 € netto 
zzgl. 19 % MwSt pro Teilnehmer 
aus Innungsbetrieben fällig. 

Für Teilnehmer aus Nicht-
Mitgliedsbetrieben be-
trägt die Teilnahmegebühr 
900,00 € pro Teilnehmer. In den 
Kosten sind Lehrmaterialien, 
Imbiss sowie Tagungsgetränke 
enthalten.
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Melden Sie sich über den 
QR-Code direkt zu den 
Seminaren an. 

Der Leitfaden nebst der 18 Anlagen steht al-
len Mitgliedern im geschützen Bereich auf 
der Innungshomepage  unter dem Bereich 
„Allgemeines“ zur Verfügung. 

Die Mitglieder der Fuhrgewerbe-Innung er-
hielten in der 17. Kalenderwoche auf dem 
Postweg jeweils ein Exemplar zu Ihrer Ver-
wendung. 


